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Gesamträumliches Konzept für Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Gebiet der Einheitsgemeinde Arendsee 

(Altmark).  

Hier: Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Die Reihenfolge entspricht der Chronologie der Eingaben. 
 

Lfd.-
Nr. 

Eingabesteller 
Datum *) 

Wesentlicher Inhalt der Äußerung /  
Stellungnahme 

Abwägung Beschlussvorschlag 

1 
 

Ortsbürgermeister von 
Kaulitz  
03.06.2023 
 

Der Bürgermeister bittet die Fläche im 
Bereich Vorranggebiet für die Rohstoff-
gewinnung wieder aufzunehmen.  

Der Äußerung wird entsprochen. Im Bereich von 
Vorranggebieten für die Rohstoffgewinnung kann 
die Errichtung einer Photovoltaikanlage nur um-
gesetzt werden, wenn die Rohstoffgewinnung 
vollzogen und der Rekultivierungsplan mit einer 
PV Freiflächenanlage im Einklang ist oder auf 
diese im Zuge der Planung ausgerichtet werden 
kann.  
 
 
 
 
 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

2 Unterhaltungsverband 
Jeetze 
05.06.2023 
 

Er weist darauf hin, dass dem Unterhal-
tungsverband nach §54 Wassergesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt die Unter-
haltung der Gewässer zweiter Ordnung 
obliegt. Er fragt an, welche künstlichen 
bzw. erheblich veränderten Gewässer 
in der vorliegenden Planung durch Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlagen betroffen 
sein könnten. 
 

Der Unterhaltungsverband wurde telefonisch da-
rauf hingewiesen, dass in den mitgelieferten Kar-
ten die gelben Flächen jene sind, in denen Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlagen errichtet werden sol-
len. Dabei werden bei allen Oberflächengewäs-
sern entsprechend den gesetzlichen Regelungen 
die notwendigen Abstände eingehalten. Floating-
anlagen im Bereich von künstlichen Gewässern 
sind gemäß Beschlüsse der Ortschaftsräte nicht 
vorgesehen.  
 

Der vorliegende Entwurf kann 
in der jetzigen Ausgestaltung 
beibehalten werden. Konflikte 
mit den Pflichten des Unter-
haltungsverbands bestehen 
nicht, weil bei der Umsetzung 
von Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen die gesetzlichen Re-
gelungen zum Gewässer-
schutz einzuhalten sind.  
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Stellungnahme 

Abwägung Beschlussvorschlag 

    Diese sind in der konkreten 
Planung beachtlich. Entspre-
chende Hinweise im gesamt-
räumlichen Konzept zum Um-
gang mit Gewässern sind im 
vorliegenden Entwurf enthal-
ten.  
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 
 
 
 

3 Verbandsgemeinde See-
hausen 
08.06.2023 

Die Verbandsgemeinde Seehausen hat 
keine Einwände. 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 
 
 
 
 
 
 

4 Storengy Deutschland 
GmbH 
08.06.2023 
 

Eine Überprüfung ergab, dass durch die 
geplanten Maßnahmen keine Betriebs-
einrichtungen und betrieblichen Aktivitä-
ten der Storengy Deutschland GmbH 
beeinträchtigt werden.  
 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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5 Landesverband für Land-
schaftspflege Sachsen-
Anhalt e.V. 
09.06.2023 
 
 

Die Unterlagen werden dem regionalen 
LPV Altmark-Elb-Havel-Winkel e. V. 
weitergereicht. Für die Fortführung des 
gesamträumlichen Konzeptes werden 
folgende Hinweise mit auf den Weg ge-
geben: 

-  Zulässige überbaubare Grundflä-
che GRZ 0,5 

-  Flächengröße Nebenanlagen max. 
300 m² 

-  Gesamtversiegelung bei Standan-
lagen max. 1% 

-  Gesamtversiegelung bei nachge-
führten Anlagen unter 3% 

-  Gebäudehöhe max. 3,5 m 
-  Höhe Moduloberkante max. 3,5 m 
-  Abstand der Modulunterkante vom 

Boden min. 0,8 
-  Barrierefreie Durchlässigkeit für 

Kleintiere;  
 Unterkante Zaun zur Geländeober-

kante 0,15 – 0,2 m 
- Material für Zufahrten und Aufstell-

flächen: luft- und wasserdurchläs-
sig 

- Sicherung bestehender Habitat- 
und Biotopstrukturen innerhalb 
des Geltungsbereichs 

 

Hier werden konkrete Vorgaben für einzelne An-
lagen gemacht, die zum Teil nicht ins gesamt-
räumliche Konzept übernommen werden können, 
da dieses auf einer den einzelnen Vorhaben 
übergeordneten Ebene erstellt wird. Die Grund-
flächenzahl muss sich dem jeweiligen Anlagen-
typ anpassen. Bei der Grundfläche wird die maxi-
male Ausdehnung der baulichen Anlage bewer-
tet. So kann z.B. ein Spiegel eines einachsigen 
Trackingsystems eine Grundfläche von 20 m² 
einnehmen, jedoch nur eine Versiegelung durch 
den Bodenspieß von 30 cm² als Versiegelung zur 
Folge haben. Vor diesem Hintergrund können 
auch keine Nebenanlagen auf max. 300 m² be-
schränkt werden, da dies maßgeblich von der 
Größe der Anlage abhängig ist.  Sobald ein Un-
terhaltungsweg / eine Feuerwehrzufahrt erforder-
lich wird, ist der Flächenbedarf für Nebenanlagen 
deutlich höher als 300 m². 
Bei der Beschränkung der Gesamtversiegelung 
für Standardanlagen auf max. 1 %, kann der 
Wert in den meisten Anlagen eingehalten wer-
den. Wieso hier bei nachgeführten Anlagen die 
Gesamtversiegelung größer ist, als bei Standard-
anlagen kann nicht nachvollzogen werden. Ge-
genüber einer Beschränkung der Versieglung ist 
die Empfehlung zum Ausgleich auf der Fläche 
die flexiblere Lösung. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 
 

  Es sollte immer geprüft werden, ob 
Kompensation zumindest teilweise auf 
der Fläche umzusetzen ist.  
 

Eine Beschränkung von 1 % Versiegelung sollte 
nicht im gesamträumlichen Konzept manifestiert 
werden. 
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Abwägung Beschlussvorschlag 

   Die Höhen von 3,5 m schließen alle Agri-Photo-
voltaikanlagen des Typs 1, hochgeständerte An-
lagen, aus. Insofern können diese Vorgaben 
ebenfalls nicht für das gesamträumliche Konzept 
Verwendung finden. Eine Erklärung, wieso die 
unterste Kante der Module mindestens 80 cm 
zum Boden betragen soll, wurde nicht mit auf 
den Weg gegeben. 
 
Es muss generell für verschiedene Anlagentypen 
eine Variabilität offengehalten werden.  
 
Bei der Unterkante Zaun sind die 15 bis 20 cm 
Bodenfreiheit ein übliches Maß. Bei Schafbewei-
dung und hohem Prädationsdruck, durch bei-
spielsweise den Wolf, sollten die Bebauungs-
pläne eine Möglichkeit gewähren, die Schafherde 
innerhalb der Anlage durch einen wolfssicheren 
Zaun schützen zu können.  
 
Die Sicherung der bestehenden Habitat- und Bio-
topstruktur innerhalb des Geltungsbereiches 
muss auch vor dem Hintergrund der Ausgestal-
tung der Anlagen gesehen werden. In der Regel 
gehen Veränderungen des Biotops einher. Bei 
günstiger Standortwahl, mit geringer biotischer / 
ökologischer Wertigkeit der Ausgangsflächen, 
stellt eine Aufwertung durch Nutzungsextensivie-
rung der unterlagernden Krautschicht gegenüber 
der Ausgangssituation eher die Regel dar.  
 

 

   Generell ist zu empfehlen, dass Freiflächen-Pho-
tovoltaikanalgen mindestens einen Ausgleich auf 
der Fläche erbringen sollten.  
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   Biodiversitätsanlagen sollten über den erzielten 
Ausgleich auf der Fläche hinaus eine faunisti-
sche Bereicherung der Teillandschaft erzielen, in 
der die Freiflächen-Photovoltaikanlage eingebet-
tet ist. Hierzu sind bei Antragsstellung Abspra-
chen mit der unteren Naturschutzbehörde des 
Altmarkkreises Salzwedel erforderlich. 
 
Diese Überlegungen liegen letztendlich dem ge-
samträumlichen Konzept zugrunde. Eine Fein-
ausrichtung sollte jedoch im individuellen Bauan-
trag bzw. bei Antrag zur Einleitung eines Bebau-
ungsplanverfahrens erfolgen. 
 
 
 
 

 

6 Landesamt für Vermes-
sung und Geoinformation 
Sachsen-Anhalt 
19.06.2023 
 

Gegen die Planung und Durchführung 
der oben genannten Maßnahmen ste-
hen seitens des Landesamtes für 
Vermessung und Geoinformation Sach-
sen-Anhalt (LVermGeo LSA) keine Be-
denken. Ferner weist das Amt auf ge-
setzlich geschützte Festpunkte der Lan-
desvermessung, Benutzerfestpunkte 
und Fundamentalfestpunkte hin. Von 
diesen liegen einige Punkte im Bereich 
der ausgewiesenen Präferenzgebiete. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wesentlicher Inhalt der Stellungnahme: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Die übermittelten gesetzlich geschützten 
Vermessungspunkte, die in der Nähe von Präfe-
renzflächen liegen, wurden in das Planwerk auf-
genommen. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 



Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  - 6 - 
 
 

 
 
W:\60_Bauverwaltung\61_Stadtplanung\61.1 Bauleitplanung\61.1.3 B-Pläne_FNP\BLP\Arendsee\PV-Konzept\4_Abwägungsbeschluss\1753-Abwägung TÖB.docx 

Lfd.-
Nr. 

Eingabesteller 
Datum *) 

Wesentlicher Inhalt der Äußerung /  
Stellungnahme 

Abwägung Beschlussvorschlag 

7 Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt 
Referat 405 – Abwasser 
20.06.2023 

Belange für das Sachgebiet Abwasser 
als obere Wasserbehörde ergeben sich 
nicht und es bestehen keine grundsätz-
lichen Einwände gegen die Aufstellung 
des gesamträumlichen Konzeptes.  
 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8 Landesverwaltungsamt 
Referat Naturschutz, 
Landschaftspflege, Bil-
dung für nachhaltige Ent-
wicklung 
20.06.2023 
 

Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege werden vom Alt-
markkreis Salzwedel als zuständiger 
TöB vertreten.  
Natura 2000 
Im Gebiet der Stadt Arendsee liegen 
drei Natura 2000-Gebiete. Die Natura 
2000-Gebiete sind in Sachsen-Anhalt 
nach § 32 Bundesnaturschutzgesetz 
nationalrechtlich gesichert. 
Bei der Darstellung von Präferenzflä-
chen sollten die FFH-Gebiete entspre-
chend der gebietsspezifischen konkreti-
sierten Funktionen Berücksichtigung fin-
den.  
 
 
 

Natura 2000-Gebiete sind als Tabuzonen be-
rücksichtigt worden und werden vom gesamt-
räumlichen Konzept nicht tangiert. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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9 Landesamt für Denkmal-
pflege und Archäologie 
Sachsen-Anhalt 
21.06.2023 

Das Landesamt hat sehr genau die 
Lage der Präferenzflächen analysiert 
und festgestellt, dass im Bereich des 
gesamträumlichen Konzeptes gemäß 
§ 2 Denkmalschutzgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt zahlreiche archäologi-
sche Kulturdenkmale vorhanden sind. 
Vor Umsetzung der Vorhaben in diesen 
Bereichen ist dies dem Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologie Sach-
sen-Anhalt zu melden. Je nach Situa-
tion ist dem Vorhaben ein fachgerech-
tes und repräsentatives Dokumentati-
onsverfahren zur Qualifizierung und 
Quantifizierung der archäologischen 
Evidenz vorzuschalten. Weitere Vorge-
hensweisen sind aufgrund der konkre-
ten Absprachen dann abzustimmen.  
 
 

Das Landesamt hat entsprechende Darstellun-
gen über die Lage von archäologisch relevanten 
Flächen in die Planung eingestellt. Diese werden 
im Bereich der Präferenzflächen übernommen. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

10 GDMcom GmbH 
27.06.2023 

Die GDMcom vertritt die Anlagenbetrei-
ber Erdgasspeicher Peissen GmbH, 
Ferngasnetzgesellschaft mbH, ONT-
RAS Gastransport GmbH und VNG 
Gasspeicher GmbH. 
Im angefragten Bereich befinden sich 
keine Anlagen, keine zurzeit laufenden 
Planungen der / s oben genannten An-
lagenbetreiber / s. 
Die GDMcom hat keine Einwände ge-
gen das Vorhaben. 
 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 
 

  ONTRAS Gastransport GmbH 
Seitens der ONTRAS liegt eine Betrof-
fenheit vor, die sich jedoch durch 
Schutzstreifen kleinflächig von 8 bis 
10 m Breite auszeichnet.  
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  Dies ist nicht Gegenstand des gesamt-
räumlichen Konzeptes, sondern sollte 
bei der Erstellung einzelner Anträge (B-
Pläne) Beachtung finden. Insofern wird 
die Stellungnahme der ONTRAS Gas-
transport GmbH dem Konzept als An-
lage beigefügt.  
 
 

  

11 Regionale Planungsge-
meinschaft Altmark 
27.06.2023 

Die Regionalversammlung der Regiona-
len Planungsgemeinschaft Altmark hat 
am 22.06.2023 die Einleitung eines Ver-
fahrens zur Neuaufstellung des Regio-
nalen Entwicklungsplanes Altmark 2005 
(REP 2005 Altmark) beschlossen. Die 
in Aufstellung befindlichen Ziele stehen 
der hier vorgelegten Planung nicht ent-
gegen. Die Feststellung der Vereinbar-
keit der o.g. Planung und Maßnahmen 
mit den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung erfolgt gemäß § 2 
Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA durch die 
oberste Landesentwicklungsbehörde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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12 Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt 
Referat Immissions-
schutz 
29.06.2023 
 

Die Äußerung grundsätzlicher Belange 
der oberen Immissionsschutzbehörde 
werden durch oben genannte Planung 
nicht berührt. Bei PV-Freiflächenanla-
gen handelt es sich um immissions-
schutzrechtlich nicht genehmigungsbe-
dürftige Anlagen im Sinne der §§ 22ff. 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-
SchG). Zuständig für die Belange des 
Immissionsschutzes ist die untere Im-
missionsschutzbehörde. Eine Aus-
nahme in Bezug auf die Zuständigkeit 
bilden die Transformatoren ab einer 
Nennspannung von 1.000 Volt, die als 
Niederfrequenzanlagen in den Anwen-
dungsbereich der Verordnung über 
elektromagnetische Felder fallen. 
Schädliche Umwelteinwirkungen durch 
elektromagnetische Felder können bei 
Transformation von PV-Freiflächenanla-
gen zumeist ausgeschlossen werden, 
da der Einwirkungsbereich mit nur ei-
nem Meter um die Trafo-Einhausung 
eng begrenzt ist und somit keine Orte 
betroffen sind, die zum nicht nur vo-
rübergehenden Aufenthalt von Men-
schen bestimmt sind. Zur Beurteilung 
der Geräusche reicht in der Regel die 
Angabe der Schallleistungspegel der 
Transformatoren aus. 
 
 
 
 
 
 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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13 Landesbetrieb für Hoch-
wasserschutz und Was-
serwirtschaft Sachsen-
Anhalt 
29.06.2023 

Im Gebiet der Einheitsgemeinde Arend-
see (Altmark) erstreckt sich entlang des 
Flöt- und Mühlengrabens und des Ze-
rengrabens in unterschiedlichen Flä-
chenausdehnungen die vorläufig gesi-
cherten Überschwemmungsgebiete. 
Die Unterlagen Überflutungskulissen 
sollten in den Ausarbeitungen zum ge-
samträumlichen Planungskonzept für 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen in der 
Einheitsgemeinde Arendsee (Altmark) 
Berücksichtigung finden. Da neben den 
Flächen des HQ100 auch die HQextrem - 
Flächen gemäß dem Hochwasser-
schutzgesetz II relevant für den Gel-
tungsbereich des Planungskonzeptes 
sein können. Ferner weist der Landes-
betrieb für Hochwasserschutz und Was-
serwirtschaft auf folgende fachliche For-
derungen und Hinweise: 
Für die Überschwemmungsgebiete gel-
ten besondere Vorschriften. 
Für Gewässer erster Ordnung sind Ge-
wässerrandstreifen von 10 m, für Ge-
wässer zweiter Ordnung von 5 m einzu-
halten. Die Zugänglichkeit von Gewäs-
sern muss bei der Anlagenplanung 
grundsätzlich berücksichtigt werden. 
Gleiches gilt für Messanlagen. Bei Be-
troffenheiten der Liegenschaften des 
Landes Sachsen-Anhalt müssen Bauer-
laubnisverträge abgeschlossen werden.  
 
 
 
 

Der Äußerung / Stellungnahme des Landesbe-
triebes wird gefolgt. 
Bezüglich der Hinweise hat das gesamträumliche 
Konzept alle Hinweise beachtet, sodass Konflikte 
mit den Regelungen des Hochwasserschutzes 
und der Wasserwirtschaft ausgeschlossen sind.  
Ausweisungen von Flächen, auf denen ein HQext-

rem vorkommt, liegen für Zehren und Harpe vor. 
Die Kartenausschnitte werden im Anhang des 
Textes wiedergegeben. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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14 Der Präsident des Lan-
desangelverbandes 
Sachsen-Anhalt e.V. 
29.06.2023 

Der Landesangelverband spricht sich 
grundsätzlich gegen Photovoltaikanla-
gen auf künstlichen oder erheblichen 
veränderten Gewässern aus.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemäß gemeinsamen Beschluss der Ortschafts-
räte ist dies für die Einheitsgemeinde Arendsee 
die Nutzung von Gewässern für Floatinganlagen 
nicht vorgesehen. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
. 

15 Altmarkkreis Salzwedel 
04.07.2023 
 

Denkmalschutz 
Gemäß § 8 Abs. 3 DenkmSchG LSA 
sind Vorhaben, die innerhalb von Ge-
meinde-, Gebiets-, Verkehrs- und ande-
ren Planungen Kulturdenkmale nach 
§ 2 DenkmSchG LSA berühren, dem 
Denkmalfachamt (Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologie Sachsen-
Anhalt) zur Stellungnahme vorzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Äußerung wird gefolgt. 
Es ergibt sich über die Angabe des Landesver-
waltungsamtes für Denkmalschutz hinaus eine 
Berücksichtigung auf nachgelagerter Planungs-
ebene. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 



Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  - 12 - 
 
 

 
 
W:\60_Bauverwaltung\61_Stadtplanung\61.1 Bauleitplanung\61.1.3 B-Pläne_FNP\BLP\Arendsee\PV-Konzept\4_Abwägungsbeschluss\1753-Abwägung TÖB.docx 

Lfd.-
Nr. 

Eingabesteller 
Datum *) 

Wesentlicher Inhalt der Äußerung /  
Stellungnahme 

Abwägung Beschlussvorschlag 

  Immissionsschutz 
Es werden immissionsschutzrechtliche 
Belange berührt. Sonnenlicht wird von 
den Oberflächen der Photovoltaik-Mo-
dule zu einem Teil reflektiert. Dadurch 
treten in der Nachbarschaft von Photo-
voltaikanlagen Belästigungen durch 
Blendwirkungen auf, die schädliche 
Umweltwirkung im Sinne des § 3 Abs. 1 
BImSchG darstellen können. Entspre-
chend dem Anhang 2 der Hinweise zur 
Messung, Beurteilung, Minderung von 
Lichtimmissionen der Bund-Länder-Ar-
beitsgemeinschaft für Immissionsschutz 
(Stand 03.11.2015) liegen erhebliche 
Belästigungen und somit schädliche 
Umwelteinwirkungen dann vor, wenn 
die maximalen astronomischen Blend-
dauern an schutzwürdigen Räumen 30 
Minuten pro Kalendertag oder 30 Stun-
den pro Kalenderjahr erreichen oder 
überschreiten. Kritisch sind dabei insbe-
sondere Gebäude mit schutzbedürftigen 
Räumen, die mit weniger als 100 m Ab-
stand von Photovoltaikanlagen liegen. 
Hier wären ggf. auf Grundlage des § 24 
BImSchG Wälle, Blendschutzzäune o-
der blickdichter Bewuchs zur Reduzie-
rung der Blendzeiten anzuordnen. 
Blendwirkungen auf Gebäude nördlich 
von Photovoltaikanlagen bzw. in größe-
ren Abständen als 100 m sind hingegen 
unkritisch. 
 
 
 
 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die sensibleren Bereiche werden in den Text im 
Anhang des gesamträumlichen Konzeptes auf-
genommen. Es ist selbstverständlich, dass bei 
Bedenken zu Blendwirkungen im Zuge der ei-
gentlichen Planverfahren bzw. der Baugenehmi-
gungen die Anlagen so auszurichten sind, dass 
Blendwirkungen ausgeschlossen werden kön-
nen. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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  Als einzige Gebäude, die von Blendwir-
kung betroffen sein könnten, weist das 
Amt auf die Einzelhöfe Rademin Nr. 
31/31a und Molitz Nr. 8 hin. 
 
Der Kreisimmissionsschutz weist ferner 
darauf hin, dass Fahrzeuge auf an den 
Photovoltaikanlagen vorbeiführenden 
öffentlichen Straßen/Bahnlinien nicht 
durch kurzfristige Blendwirkung gesund-
heitlich oder verkehrsgefährdend beein-
flusst werden dürfen. Diesbezüglich 
sollte folgende Fläche bezüglich poten-
zieller Blendwirkungen besonders be-
trachtet werden: 
- Geplante Fläche bei Ritzleben an 

der B 190 
- Ggf. geplante Fläche zwischen Gen-

zien und Leppin an der B190 
- Geplante Fläche an der L5 nord-

westliche Schrampe 
- Geplante Fläche an der Ortsverbin-

dungsstraße Kaulitz-Schrampe 
- Geplante Fläche nördlich Rademin, 

die von der K1005 zerschnitten wird 
- geplante Fläche nordöstlich Rade-

min, die von der Ortsverbindungs-
straße Rademin-Ortwinkel zerschnit-
ten bzw. tangiert wird 

- Geplante Flächen entlang der Bahn-
strecke Salzwedel-Stendal (von ei-
ner Reaktivierung der Bahnstrecke 
Salzwedel-Arendsee-Geestgottberg 
wird nicht ausgegangen) 
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  Natur- und Landschaftspflege 
In dem Genehmigungsverfahren zu den 
einzelnen Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen ist im Vorfeld die UNB zu beteiligen 
und der jeweilige Kartierrahmen ist ab-
zusprechen. Im Verfahren sind die gän-
gigen Bewertungsmethoden zum Bio-
top- und Artenschutz sowie zur Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanzierung der 
Schutzgüter anzuwenden.  
 
 
 

 
Der Ausführung / Stellungnahme wird gefolgt, sie 
zielt jedoch auf die nachfolgenden Bauleitplan- 
und Baugenehmigungsverfahren. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Forstwirtschaft und Wald 
Der Beschluss der Ortschaftsräte und 
des Stadtrates Waldflächen aus der Re-
alisierung von Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen auszuschließen, wird sehr be-
grüßt. Die Lenkungswirkung eines ge-
samträumlichen Konzeptes für Photo-
voltaik-Freiflächenstandorten wird aus 
Sicht der unteren Forstbehörde eben-
falls sehr positiv bewertet. Empfohlen 
wird, dass Anlagen einen Mindestab-
stand von 25 m zu angrenzenden Wald-
flächen einhalten. Bei der Umzäunung 
der PV-Anlagen ist auf uneinge-
schränkte Bewirtschaftung der angren-
zenden Waldflächen zu achten. Arbei-
ten bei der Holzernte oder weiterer an-
liegender Arbeiten dürfen nicht behin-
dert werden. Der vorbeugende Wald-
randschutz ist zu beachten.  
 
 

 
Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Detaillierte Planungsbelange wie 
Abstände von 25 m zum Wald, die Aufrechterhal-
tung wichtiger Wegestrukturen werden im Zuge 
der einzelnen Planungen berücksichtigt. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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  Wasserwirtschaft, Gewässerschutz, 
Hochwasserschutz, Gewässerunterhal-
tung 
Den im Planungskonzept beschriebe-
nen Beschränkungen / Verboten wird 
grundsätzlich gefolgt. Generell ist die 
Errichtung von Freiflächenanlagen im 
Überschwemmungsgebiet, in Wasser-
schutzgebieten und für die Wasserge-
winnung genutzten Gebieten, Schutz-
zone I und II unzulässig. In und an Ge-
wässern und in Gewässerrandstreifen 
sind Abstände von 5 m von jeglicher 
Bebauung (auch Zäune) freizuhalten. 
Niederschlagswasser ist wie geplant 
grundsätzlich auf dem jeweiligen 
Grundstück ungesammelt zu versi-
ckern. Maßnahmen zur Sammlung des 
Wassers zur Aufbereitung etc. müssen 
im Einzelfall abgestimmt werden, diese 
Maßnahmen zu einer Verringerung der 
Grundwasserneubildung führen könnte. 
Das sollte vorzugsweise mit bereits ge-
sammeltem Wasser von befestigten 
Flächen erfolgen. In der Schutzwasser-
zone III ist von dem Verbot der Bebau-
ung grundsätzlich auch gegeben, hier 
sind jedoch Einzelfallbetrachtungen und 
eine gesonderte Ausnahmegenehmi-
gung nach Wasserrecht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
Sie liegen dem Entwurf zugrunde. 

 
 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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  Abfallentsorgung 
Hier nennt die Bodenschutzbehörde 
zwei Deponien, auf die besonders bei 
der Realisierung von Photovoltaikanla-
gen Rücksicht genommen werden 
muss. Die Deponien werden jedoch von 
keinen der Präferenzflächen berührt. 
Ansonsten gibt die Abfallbehörde noch 
Hinweise zum Rückbau von Photovol-
taik-Freiflächenanlagen. Diese dezidier-
ten Regelungen gehören jedoch nicht 
auf die Ebene des gesamträumlichen 
Konzeptes, sondern auf die Ebene der 
Planungs- bzw. Baugenehmigungsver-
fahren.  
 
 
 

 
Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Bodenschutz und Altlasten 
In dem nach § 9 BodSchAG LSA ge-
führten Kataster schädlicher Bodenver-
änderungen und Altlasten ist im Teilbe-
reich des ausgewiesen PV-Freiflächen-
standortes in der Gemarkung Kläden, 
Flur 1, Flurstück 3/1 zum derzeitigen 
Zeitpunkt als stillgelegte Altdeponie und 
somit als Altenlastenverdachtsfläche 
unter der Register Nr. 15018030403625 
erfasst. Untersuchungen zu diesem 
Standort liegen der unteren Boden-
schutzbehörde des Altmarkkreises 
Salzwedel nicht vor. Eine Überbauung 
ist nach einer vorgegangenen Untersu-
chung grundsätzlich möglich. Die hierfür 
notwendigen Auflagen sind beachtlich. 
 
 

 
Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Sie zielen auf die folgenden Bauleit-
plan- / Genehmigungsverfahren. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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  Landesentwicklung 
Belange der Raumordnung des Alt-
markkreises Salzwedel werden von 
dem Vorhaben nicht berührt.  
 
 
 
 
 

 
Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Verkehr / Kreisstraßen 
Gemäß § 24 Abs. 1 Nr.  1 Straßenge-
setz für das Land Sachsen-Anhalt dür-
fen außerhalb der zur Erschließung der 
anliegenden Grundstücke bestimmten 
Teile der Ortsdurchfahrten längs der 
Kreisstraßen Hochbauten jeder Art in 
einer Entfernung bis zu 20 m, gemes-
sen vom äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn, nicht errichtet werden. 
Die Bauverbotsgrenze ist in den Lage-
plänen zu kennzeichnen. 
Die Zufahrten im Bereich der Bauver-
botszonen sind auf ein Minimum zu be-
schränken. Blendwirkungen sind zu ver-
meiden. Ansonsten gibt der Bereich 
Verkehr / Kreisstraßen noch Planungs-
empfehlungen, die jedoch die nachfol-
genden Planungsebenen betreffen. 
Diese werden als Anlage in der textli-
chen Erörterung zum gesamträumlichen 
Konzept aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 

 
Die Anbauverbotszone einer Bundes-, Landes- 
und Kreisstraße im Bereich der Präferenzflächen 
wurden zur Verdeutlichung in die Planung aufge-
nommen. 
Darüber hinaus sind sie zu beachtenden Grund-
voraussetzungen bei der Erstellung eines Bebau-
ungsplanes oder eines Bauantrages. 

 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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16 50hertz Transmission 
GmbH 
05.07.2023 
 
 
 
 
 
 
 

Folgende Unterlagen lagen uns zur Ein-
sichtnahme vor:  
- Gesamträumliches Konzept als Plan- 
und Textfassung.  
 
Mehrere Flächen für Photovoltaikstand-
orte befinden sich in Trassenkorridoren 
unseres Vorhabens:  
 
- Gleichstromverbindung SuedOstLink+ 
(Vorhaben Nr. 5a gemäß BBPIG).  
 
50Hertz plant als zuständiger Übertra-
gungsnetzbetreiber die Gleichstromver-
bindung SuedOstLink+ (Vorhaben Nr. 
5a gemäß BBPIG) zwischen dem Such-
raum Klein Rogahn westlich von 
Schwerin in Mecklenburg-Vorpommern 
und dem Landkreis Börde in Sachsen-
Anhalt. Die Verbindung ist eine Erweite-
rung und Verlängerung des SuedOst-
Links, in dessen bereits feststehenden 
Korridor der SuedOstLink+ im Land-
kreis Börde mündet.   
 
Für die Realisierung des vorrangig als 
Erdkabel geplanten Vorhabens zwi-
schen dem Suchraum bei Klein Rogahn 
und dem Landkreis Börde ist ein neues, 
eigenständiges Planungs- und Geneh-
migungsverfahren (nach dem Netzaus-
baubeschleunigungsge-setz - NABEG) 
erforderlich. Dieses startet mit der Bun-
desfachplanung mit dem Ziel, einen 
durchgängigen, 1.000 Meter breiten 
Trassenkorridor zu identifizieren.  
 

Die möglichen Trassen von 50hertz wurden in 
das gesamträumliche Konzept übertragen.  
Wann welche Leitungen wirklich realisiert wer-
den, kann zum gegenwärtigen Zeitraum nicht ab-
gesehen werden. Vor diesem Hintergrund blei-
ben alle potenziellen Trassen im gesamträumli-
chen Konzept. Auf gegenwärtigem Stand weist 
eine Hochspannungsleitung in Erdverlegung ei-
nen Schutzstreifen von 8 m auf. Es wird an die-
ser Stelle den zukünftigen Anlagenbetreibern 
überlassen, entsprechende Vorkehrungen mit 
50hertz zu treffen oder auf eigenes Risiko die 
Anlage in diesen Bereichen zu bauen. Ggf. wäre 
es möglich im Nachhinein eine solche Leitung 
durch bestehende Anlagen zu legen. Dies muss 
den Vorhabenträgern mit Umsetzung des Vorha-
bens jedoch bewusst sein. Ggf. müssen beste-
hende Anlagen, da die 50hertz Leitung Priorität 
haben, in bestimmten Bereichen zurückgebaut 
werden. Zum jetzigen Zeitpunkt erscheint es 
nicht sinnvoll, bei Überschneidungen die Trassen 
und Präferenzflächen aus dem Konzept zu neh-
men. Die zukünftige Entwicklung bleibt beacht-
lich.  
 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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  Steht der Korridor fest, soll dann in ei-
nem zweiten Schritt, dem Planfeststel-
lungsverfahren, der genaue Leitungs-
verlauf ermittelt werden.  
 
Das Gebiet der Einheitsgemeinde 
Arendsee (Altmark) wird durch die Tras-
senkorridorsegmente (TKS) 204, 309, 
311, 312, 314, 315, 319, 322, 324 be-
rührt. 
 
Der vorliegende Entwurf für das ge-
samträumliche Konzept weist dabei im 
Bereich der genannten Trassenkorridor-
segmente die folgenden Flächen für 
Photovoltaikfreiflächenanlagen aus:  
 
• TKS 311:  
- Fläche für die Zulassung von Photo-
voltaikfreiflächenanlagen nördlich  
der B 190  TKS 312  
- Solarpark „Osterburger Straße“ in 
Arendsee (ca. 2,7 ha, Planung mit Auf-
stellungsbeschluss)  
- Fläche für die Zulassung von Photo-
voltaikfreiflächenanlagen westlich von 
Thielbeer  
- Fläche für die Zulassung von Photo-
voltaikfreiflächenanlagen westlich von 
Leppin  
• TKS 314  
- Agri-Photovoltaik „Neulingen“ in Neu-
lingen (ca. 77,3 ha, Planung mit Aufstel-
lungsbeschluss)  
- Fläche für die Zulassung von Photo-
voltaikfreiflächenanlagen südöstlich von 
Leppin  
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  • TKS 315  
- Solarpark „Schernikau“ im Ortsteil 
Vissum, Kassuhn, Schernikau 
(ca. 14,7 ha, Planung mit Aufstellungs-
beschluss)  
• TKS 322  
- Solarpark „Rademin/Ortwinkel“ im 
Ortsteil Rademin, Ladekath (ca. 7.5 ha, 
Planung mit Aufstellungsbeschluss)  
- Fläche für die Zulassung von Photo-
voltaikfreiflächenanlagen zwischen Ra-
demin und Vissum  
 
Die Lage und Ausdehnung der Solar-
parks bzw. der Flächen für die Zulas-
sung von Photovoltaikfreiflächenanla-
gen führt zu planerischen Einschrän-
kungen in unserem Projekt SuedOst-
Link+.  
 
Wir weisen darauf hin, dass das Vorha-
ben SuedOstLink+ aufgrund des über-
wiegenden öffentlichen Interesses bei 
eventuellen Konflikten mit anderen Pla-
nungen grundsätzlich Priorität genießt 
und dass bei raumbedeutsamen Pla-
nungen sowie Fortschreibung von Plä-
nen auch die laufenden Verfahren der 
Bundesfachplanung zu  
beachten sind.  
 
Mit der Entscheidung nach § 12 
NABEG kann die Bundesnetzagentur 
gemäß § 16 Abs. 1 des Netzausbaube-
schleunigungsgesetzes eine Verände-
rungssperre zur Sicherung des Erdka-
belkorridors erlassen.  
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  Unabhängig hiervon handelt es sich 
beim Vorhaben SuedOstLink+ um ein 
solches der überörtlichen Fachplanung, 
welches nach § 38 BauGB an die Fest-
setzungen der kommunalen Bauleitpla-
nung nicht gebunden ist.  
 
Wir bitten daher um Berücksichtigung 
und um weitere Beteiligung. Zudem bit-
ten wir darum die Planungen in einem 
digitalen Format (vorzugsweise als 
shp.) übersendet zu bekommen, sodass 
wir diese in unserer Trassenkorridorbe-
wertung berücksichtigen können. 
 
Weitergehende Informationen (sowie 
Karten unseres Trassenkorridornetzent-
wurfs inkl. Shape-Dateien) erhalten Sie 
zudem auf unserer Projektwebsite: 
www.50hertz.com/suedostlinkplus.  
 
Bitte beteiligen Sie auch die Bundes-
netzagentur als verfahrensführende Be-
hörde für das Leitungsprojekt an o. g. 
Planverfahren. Kontakt: Bundesnetza-
gentur,  Referat 803, Tulpenfeld 4 in 
51113 Bonn, Emailadresse: verfah-
ren.dritter.nabeg@bnetza.de 
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17 Landesamt für Geologie 
und Bergwesen Sach-
sen-Anhalt 
06.07.2023 
 

Bergbau 
Belange des LAGB, Abteilung Bergbau 
stehen im gesamträumlichen Konzept 
für Photovoltaik-Freiflächenstandorte im 
Gebiet der Einheitsgemeinde Arendsee 
(Altmark) nicht entgegen. 

- Die Bergwerkseigentume Sanne I 
(III-A-a-50/90/848 Bodenschatz: 
feste, flüssige und gasförmige Koh-
lenwasserstoffe) sowie Strukt. Alt-
mark / außer Salzstock Peckensen 
(III-A-A/h-49/90/847, Bodenschatz: 
feste, flüssige und gasförmige Koh-
lenwasserstoffe, Formationen und 
Gesteine mit Eignung für behälter-
lose unterirdische Speicherung) in-
nerhalb der Einheitsgemeinde 
Arendsee. 

 Rechtsinhaber ist die Neptune 
Energy Deutschland GmbH, 
Ahrensburger Straße 1 in 30659 
Hannover. 

 

 
Die Lage von Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
über diesen Gebieten ist bei Antragstellung im 
Zuge der Genehmigungsverfahren mit der Nep-
tune Energy Deutschland GmbH, Ahrensburger 
Straße 1 in 30659 Hannover abzustimmen.  
 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Hinweis : 
Im Bereich der rechtskräftigen Freiflä-
chen-Photovoltaikanlage „Solarpark 
Lohne 2 befindet sich das Bergwerksei-
gentum Lohne (III-A-f-476/90/208 Bo-
denschatz: Kiese und Kiessande zur 
Herstellung von Betonzuschlagstoffen) 
für den Gewinnungsbetrieb Lohne, der 
Firma Bauservice Altmark, Lokschup-
pen 1 in 29410 Salzwedel. Für diesen 
Bereich liegt ein gültiger Abschlussbe-
triebsplan vor. Die Flächen konnten bis-
her jedoch nicht aus der Bergaufsicht 
entlassen werden.  

 
Der Hinweis wird in den Anhang des gesamt-
räumlichen Konzeptes aufgenommen.  
 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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  Geologie, Lagerstätten und Rohstoffe 
Oberflächennahe Rohstoffe sind von 
den Planungen nicht betroffen. 
 

Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 
 
 
 
 
 
 

18 Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt 
Referat Wasser 
07.07.2023 
 

Von dem Konzept zu Photovoltaik-Frei-
flächenstandorten der Einheitsge-
meinde Arendsee (Altmark) sind keine 
wahrzunehmenden Belange in der Zu-
ständigkeit des Referats 404 – Wasser 
berührt. 
 
 
 
 
 
 

Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

19 IHK Magdeburg 
07.07.2023 
 

Es werden keine Anregungen geltend 
gemacht. 

Die Äußerung / Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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20 Ministerium für Infra-
struktur und Digitales 
11.07.2023 
 
 

Das Ministerium für Infrastruktur und Di-
gitales ist das gesamträumliche Kon-
zept kritisch durchgegangen. Es wurde 
sehr positiv gewertet (siehe Anhang). 
An einigen Stellen wurden Anregungen 
mit auf den Weg gegeben, unter ande-
rem eine Aufteilung des Planwerkes in 
zwei Teilpläne zur besseren Nachvoll-
ziehbarkeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Anregungen des Ministeriums für Infrastruk-
tur und Digitales wurden soweit erforderlich und 
dem gewählten standörtlichen Konzept entspre-
chend in das Planwerk eingearbeitet. Hieraus re-
sultieren auch die beiden Pläne zum gesamt-
räumlichen Konzept. Mit dem Ministerium wurde 
am 06.11.2023 das Konzept noch einmal erör-
tert, wesentliche Dinge noch einmal abgestimmt. 
Die überarbeitete Fassung mit den Entscheidun-
gen des Stadtrates vom 01.11.2023 ist dem Mi-
nisterium zugeschickt worden.  

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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21 Amt für Landwirtschaft. 
Flurneuordnung und 
Forsten Altmark 
14.07.2023 
 

Die gesamte Stellungnahme wird als 
Anlage der Abwägung beigefügt. 

Landwirtschaft 
Die benannten raumordnerischen Ziele und 
Grundsätze sind bekannt. Sie waren ursprünglich 
auch Gegenstand des gesamträumlichen Kon-
zeptes. Sowohl der Landesentwicklungsplan als 
auch der regionale Entwicklungsplan werden je-
doch seit 2022 neu aufgestellt. Anfang 2023 hat 
es zusätzlich erhebliche Veränderungen in den 
Bundesgesetzen gegeben. Bezüglich der Abwä-
gung, welcher Belang höher zu wichten ist, gibt 
das EEG in § 2 eindeutig vor, dass in der raum-
ordnerischen Abwägung die Planungen- und Flä-
cheninanspruchnahmen für regenerative Ener-
gieerzeugung die höchste Priorität haben und 
der öffentlichen Sicherheit dienen. Insofern sind 
diese Belange höher zu werten als die Belange 
der Landwirtschaft. Wie in den dezidierten Erör-
terungen zum gesamträumlichen Konzept er-
sichtlich, wurden jedoch die Belange der Land-
wirtschaft weitgehend berücksichtigt, auch unter 
dem Primat, dass das extra hierfür entwickelte 
Konzept der Agri-Photovoltaikanlagen den Be-
langen der landwirtschaftlichen Produktion weit-
gehend entgegenkommt. Insofern löst dieser 
spezielle Anlagentyp, der durch die DIN SPEC 
91434(zukünftig auch durch die DIN SEC 91492 
Anforderungen an die Tierhaltung in Agri-PV-
Systemen) definiert wird, erheblich das Konflikt-
potenzial, das seitens des Amtes für Landwirt-
schaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark ge-
äußert wurde.  
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   Im Folgenden wird konkret Bezug auf die im 
Schreiben genannten einzelnen Standorten ge-
nommen.  
 
 
1. Gemarkung Kaulitz, Fläche östlich des Ortes, 

27 Hektar 
 Hier merkt das Amt für Landwirtschaft an, 

dass sich zwar in einem benachteiligten Ge-
biet befindet, aber zum Teil hohen Bodenbo-
nitäten betroffen sind. Als Lösung wurde von 
der Verwaltung der Stadt Arendsee vorge-
schlagen, für solche Flächen, ausschließlich 
in diesen Bereichen Agri-Photovoltaikanlagen 
zuzulassen, womit der Konflikt weitgehend 
gelöst wird. 

 
 
 

 

   2. Gemarkung Kläden, 17 Hektar (heute 20 ha) 
Auch diese Fläche befindet sich im benach-
teiligten Gebiet und weist zum Teil hohe Bo-
nitäten für den Boden auf. 

 Als Lösung wurde von der Verwaltung der 
Stadt Arendsee vorgeschlagen, für solche 
Flächen, ausschließlich Agri-Photovoltaikan-
lagen zuzulassen, womit der Konflikt weitge-
hend gelöst wird. 

 
 Die Bahnstrecke Salzwedel – Geestgottberg 

wurde nicht entwidmet, sie wird seit 2004 
nicht mehr regelmäßig befahren. 
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   3. Gemarkung Leppin, Fläche westlich des Or-
tes, südlich der geplanten B190n, 27 Hektar 
Die überplanten Flächen bestehen aus einem 
Teilstück eines Ackerlandfeldblocks. Der Be-
reich befindet sich im FFAVO Sachsen-An-
halt im benachteiligten Gebiet und im Vorbe-
haltsgebiet für die Landwirtschaft. Auch hier 
werden relativ hohe Bodenbonitäten dekla-
riert.  
 
 
 

 

   4. Gemarkung Rademin, westlich des Ortes an 
der Bahn im Abstandsbereich ab 200 m west-
lich der K1005. 
Die geplanten Flächen befinden sich im Vor-
behaltsgebiet für die Landwirtschaft. Aus 
landwirtschaftlicher Sicht bestehen aufgrund 
der hohen Bodenbonitäten Bedenken gegen 
die Inanspruchnahme der Landwirtschaftsflä-
chen westlich der K1005 als Photovoltaikfrei-
flächenstandorte. Von der Verwaltung der 
Stadt Arendsee wurde die Ausweisung von 
Agri-Photovoltaikanlagen vorgeschlagen. 

 

 

   5. Gemarkung Rademin, östlich des Ortes im 
Abstandsbereich ab 200 m von der Bahn öst-
lich der Straße von Rademin nach Ortwinkel 

 Die geplanten Photovoltaik-Freiflächenanla-
gen befinden sich im Vorbehaltsgebiet für die 
Landwirtschaft. 

 Auch für diese Flächen wurde von der Ver-
waltung der Stadt Arendsee empfohlen, aus-
schließlich Agri-Photovoltaikanlagen zuzulas-
sen. 
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   6. Gemarkung Ritzleben, nördlich B190n, 20 
Hektar 
Die Flächen bestehen aus Ackerland- und ei-
nem Grünlandfeldblock. Der Bereich befindet 
sich im FFAVO Sachsen-Anhalt im benach-
teiligten Gebiet. Auch hier kommen Flächen 
mit hohen Bodenbonitäten vor und einer sehr 
hohen Anbaueignung. Auch für diese Fläche 
wurde von der Verwaltung der Stadt Arend-
see vorgeschlagen, dass ausschließlich Agri-
Photovoltaikanlagen zugelassen werden.  

 

 

   7. Gemarkung Thielbeer, 20 Hektar 
 Die überplanten Flächen bestehen aus Teil-

stücken von Ackerland- und Grünlandfeldblö-
cken. Der Bereich befindet sich nach FFAVO 
Sachsen-Anhalt im benachteiligten Gebiet 
und im Vorbehaltsgebiet für die Landwirt-
schaft. Auch hier existieren Böden mit hoher 
Bodenbonität.Wurde von der Verwaltung der 
Stadt Arendsee vorgeschlagen, dass 

 
Hinweise 
Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und 
Forsten Altmark gibt für die potenziellen Verluste 
der Produktionsflächen an. Diese liegen zwi-
schen 6 bis 17 % der einzelnen Betriebe und 
sind somit einer Existenzgefährdungsuntersu-
chung zu unterziehen. So hohe Flächenverluste 
einzelner Betriebe ist städtebaulich nicht durch-
setzbar.  
 
 

 

   Eine Lösung bildet auch für diese Bereiche die 
Agri-Photovoltaik, da hier innerhalb einer Anlage 
nicht mehr als 15 % der landwirtschaftlichen 
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Produktionsfläche in Anspruch genommen wer-
den können. 
Somit liegen bei Realisierung von Agri-Photovol-
taikanlagen i.d.R. keine Existenzgefährdungen 
vor.  
Am 01.11.2023 hat der Stadtrat gegen die Emp-
fehlung der Verwaltung beschlossen, dass im 
Bereich mit mittleren Bodenwertezahlen und in 
Vorbehaltsgebieten für die Landwirtschaft Agri-
Photovoltaikanlagen nicht obligatorisch vorge-
schrieben werden. Hierdurch wird die Entschei-
dung der Zulässigkeit von Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen auf die Ebene des Bebauungspla-
nes oder des Bauantrages verschoben. 
Es wird an dieser Stelle empfohlen, dass bei 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen die Antragstel-
ler die Eigentums- und Pachtverhältnisse für die 
relevanten Flächen, für die ein Planverfahren 
aufgestellt werden soll, benannt werden. Bebau-
ungspläne, die zu Existenzgefährdungen führen, 
sind mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht umsetz-
bar.  
 
In diesem Zuge sollte auch seitens des Amtes 
für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
Altmark Prüfungen auf Eigentums- und Pacht-
verhältnisse erfolgen.  
 

   Bei der Planung von Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen ist es selbstverständlich, dass alle wichti-
gen landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen 
und sonstigen wichtigen Wegeverbindungen auf-
rechterhalten werden.  
 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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22 
 

Bundesnetzagentur 
21.07.2023 
 

Für die weitere Bearbeitung Ihrer An-
frage benötigen wir für jedes der zu prü-
fenden Teilgebiete das vollständig aus-
gefüllte Formular Bauleitplanung.  
 
 

In Abstimmung mit der Verwaltung der Stadt 
Arendsee wird dieses Formular nicht für jeden 
Standort ausgefüllt. Dies kann bei Antrag auf 
Einleitung des notwendigen städtebaulichen bzw. 
baurechtlichen Genehmigungsverfahrens vollzo-
gen werden.  
 
 
 
 

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

23 Wasserverband  
Stendal-Osterburg 
31.08.2023 

Solarpark Osterburger Straße 1 
 
Der WVSO teilt mit, dass sich in dem 
benannten Bereich keine wasser- und 
abwassertechnischen Anlagen in 
Rechtsträgerschaft des Wasserverban-
des Stendal-Osterburg befinden.  
 
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Leppin 
 
Der WVSO teilt mit, dass sich in dem 
benannten Bereich keine wasser- und 
abwassertechnischen Anlagen in 
Rechtsträgerschaft des Wasserverban-
des Stendal-Osterburg befinden.  
 
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Zühlen 
 
Der WVSO teilt mit, dass sich in dem 
benannten Bereich keine wasser- und 
abwassertechnischen Anlagen in 
Rechtsträgerschaft des Wasserverban-
des Stendal-Osterburg befinden.  
 
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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  Thielbeer 
 
Der WVSO teilt mit, dass sich in dem 
benannten Bereich keine wasser- und 
abwassertechnischen Anlagen in 
Rechtsträgerschaft des Wasserverban-
des Stendal-Osterburg befinden.  
 
 
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Neulingen 
 
Der WVSO teilt mit, dass sich in dem 
benannten Bereich keine wasser- und 
abwassertechnischen Anlagen in 
Rechtsträgerschaft des Wasserverban-
des Stendal-Osterburg befinden.  
 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
 

  Im Bereich der Agri-Photovoltaikanlage 
Neulingen befinden sich trinkwasser-
technische Anlage in der Rechtsträger-
schaft des Wasserverbandes Stendal-
Osterburg. Der Leitungsverlauf befindet 
sich östlich im oben genannten Bereich. 
Ein Auszug aus den Bestandsunterla-
gen ist als Anlage beigefügt. Einer 
Überbauung unserer Anlagen stimmen 
wir nicht zu. Für die den über den obe-
ren Bereich verlaufende Trinkwasserlei-
tung DN 200 ist ein Schutzstreifen nach 
DIN DVGW W403 von mindestens 6 m 
einzuhalten. Die Leitungsanlagen des 
WVSO sind während der Baumaßnah-
men zu schützen und es ist ein ausrei-
chender Abstand einzuhalten. Vor Bau-
beginn ist der Wasserverband Stendal-
Osterburg zu kontaktieren. 

Der Äußerung wird gefolgt. Die übermittelten An-
lagen wurden in das Planwerk eingetragen. 
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24 
 
 
 

Bundesnetzagentur Bonn 
15.08.2023 

Im Zuge der Energiewende wurde mit 
dem Netzausbaubeschleunigungsge-
setz Übertragungsnetz (NABEG) ein 
neues Planungsinstrument geschaffen, 
das zu einem beschleunigten Ausbau 
der Übertragungsnetze in Deutschland 
beitragen soll. Dem im NABEG veran-
kerten Planungs- und Genehmigungsre-
gime, für das die Bundesnetzagentur 
zuständig ist, unterliegen alle Vorhaben, 
die in der Anlage zum Bundesbedarfs-
plangesetz (BBPlG) als länderübergrei-
fend und/oder grenzüberschreitend ge-
kennzeichnet sind. Ihre Realisierung ist 
aus Gründen eines überragenden öf-
fentlichen Interesses erforderlich. Die 
Bundesnetzagentur führt für die Vorha-
ben auf Antrag der verantwortlichen Be-
treiber von Übertragungsnetzen die 
Bundesfachplanung durch.  
Zweck der Bundesfachplanung ist die 
Festlegung eines raumverträglichen 
Trassenkorridors, eines Gebietsstrei-
fens, in dem die Trasse einer Höchst-
spannungsleitung voraussichtlich reali-
siert werden kann, als verbindliche Vor-
gabe für die nachfolgende Planfeststel-
lung. Mit der Planfeststellung, die die 
Bundesnetzagentur wiederum auf An-
trag der verantwortlichen Übertragungs-
netzbetreiber durchführt, wird der ge-
naue Verlauf der Trasse innerhalb des 
festgelegten Trassenkorridors bestimmt 
und das Vorhaben rechtlich zugelassen. 
 
Im Gebiet der Einheitsgemeinde Arend-
see (Altmark) kommt gegebenenfalls 

Gemäß Aussage der Bundesnetzagentur kann 
zurzeit nicht abgesehen werden, welche der 
möglichen Trassenvarianten wie umgesetzt wer-
den. Zu berücksichtigen ist, dass in einer Abwä-
gung die Leitungen der 50hertz Priorität haben. 
Da die gesamte Planung jedoch noch in den An-
fängen steckt ist es nicht sinnvoll, hier im Bereich 
des gesamträumlichen Konzeptes Einschränkun-
gen bezüglich der ausgewählten Flächen zu ma-
chen. Hier müssen die zukünftigen Betreiber die 
Ausschreibungen und die Planentwicklung von 
50hertz im Auge behalten und die Situation bei 
Antragstellung auf Einleitung eines Bebauungs-
planverfahrens oder ggf. eines Bauantrages be-
rücksichtigen.  

Der Beschluss zum städte-
baulichen Entwicklungskon-
zept Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen kann gefasst werden. 
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eine Realisierung des BBPlG-Vorha-
bens Nr. 5a (Höchstspannungsleitung 
Klein Rogahn/Stralendorf/War-
sow/Holthusen/Schossin – Isar), auch 
SuedOstLink+ genannt, in Betracht. 
Nach dem BBPlG sollen Gleichstrom-
vorhaben, wie das Vorhaben Nr. 5a, 
vorrangig als Erdkabel statt als Freilei-
tung realisiert werden (gesetzlicher Erd-
kabelvorrang für die in der Anlage zum 
BBPlG mit „E“ gekennzeichneten 
Gleichstromvorhaben). 
Für den vorliegend relevanten nördli-
chen Bestandteil Klein Rogahn/Stralen-
dorf/Warsow/Holthusen/Schossin – 
Landkreis Börde des Vorhabens Nr. 5a 
liegt der Bundesnetzagentur ein Antrag 
auf Bundesfachplanung der 50Hertz 
Transmission GmbH vom 16.12.2022 
vor, der ein Netz möglicher Trassenkor-
ridore enthält. Die Bundesnetzagentur 
führte am 27.02.2023 eine öffentliche 
Antragskonferenz in Salzwedel durch. 
Die Stadt Arendsee (Altmark) wurde als 
Trägerin öffentlicher Belange mit 
Schreiben vom 03.02.2023 beteiligt. Auf 
der Grundlage des Antrags der Vorha-
benträgerin und der Ergebnisse der An-
tragskonferenz legte die Bundesnetza-
gentur am 31.05.2023 einen Untersu-
chungsrahmen für die Bundesfachpla-
nung fest und bestimmte hiermit den In-
halt der von der Vorhabenträgerin noch 
einzureichenden Unterlagen. Nach der 
Vorlage dieser Unterlagen wird die Bun-
desnetzagentur eine Behörden- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sowie einen 
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Erörterungstermin durchführen und zum 
Abschluss des Verfahrens mit der Ent-
scheidung über die Bundesfachplanung 
einen Trassenkorridor als verbindliche 
Vorgabe für die nachfolgende Planfest-
stellung festlegen. 
Nach derzeitigem Verfahrensstand ver-
laufen mehrere in Frage kommende 
Verläufe des für die Ausbaumaßnahme 
erforderlichen Trassenkorridors, im Fol-
genden Trassenkorridorvarianten ge-
nannt, unter anderem durch das Gebiet 
der Einheitsgemeinde Arendsee (Alt-
mark). Eine abschließende Beurteilung 
der zu bewältigenden Nutzungskonflikte 
ist seitens der Bundesnetzagentur zum 
derzeitigen Verfahrensstand nicht mög-
lich. Dennoch möchte ich auf mögliche 
Konflikte der vorgesehenen Ausweisun-
gen im gesamträumlichen Konzept für 
Photovoltaik-Freiflächenstandorten mit 
dem geplanten Netzausbauvorhaben 
Nr. 5a hinweisen. Eine Vielzahl der im 
vorbezeichneten Konzept ausgewiese-
nen Flächen befinden sich teilweise o-
der vollständig innerhalb der durch das 
Gebiet der Einheitsgemeinde Arendsee 
verlaufenden Trassenkorridorvarianten. 
Insbesondere bezüglich der Flächen 
Agri-Photovoltaik „Neulingen“ und So-
larpark „Rademin/Ortwinkel“ können zu-
mindest räumliche Konflikte erwartet 
werden, da diese die jeweiligen Tras-
senkorridorsegmente (314 bzw. 322) in 
gesamter Breite überlagern: Zudem 
überlagern die Flächen nördlich der 
Agri-Photovoltaik „Neulingen“ sowie 



Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  - 35 - 
 
 

 
 
W:\60_Bauverwaltung\61_Stadtplanung\61.1 Bauleitplanung\61.1.3 B-Pläne_FNP\BLP\Arendsee\PV-Konzept\4_Abwägungsbeschluss\1753-Abwägung TÖB.docx 

Lfd.-
Nr. 

Eingabesteller 
Datum *) 

Wesentlicher Inhalt der Äußerung /  
Stellungnahme 
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nördlich der Ortschaft Ritzleben die je-
weiligen Trassenkorridorsegmente (314 
bzw. 311) in großen Teilen und engen 
diese deutlich ein. In welchem Trassen-
korridor die Trasse des Vorhabens Nr. 
5a tatsächlich realisiert werden wird, 
legt die Bundesnetzagentur erst mit der 
Bundesfachplanungsentscheidung fest. 
Entsprechend wird sich dann auch zei-
gen, ob die o.g. möglichen Konflikte 
fortbestehen.  
Ausweislich der von Ihnen bereitgestell-
ten Unterlagen sind Ihnen die Planun-
gen zu dem Vorhaben Nr. 5a bekannt 
und ich gehe davon aus, dass diese bei 
Ihren Planungen Berücksichtigung fin-
den und so Konflikte zwischen den bei-
den Vorhaben im Vorfeld ausgeschlos-
sen werden können. 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass 
in der Bundesfachplanung gemäß § 5 
Abs. 3 NABEG städtebauliche Belange 
zu berücksichtigen, nicht jedoch strikt 
zu beachten sind. Ich weise zudem da-
rauf hin, dass die Bundesfachplanun-
gen gem. § 15 Abs. 1 Satz 2 NABEG 
grundsätzlich Vorrang vor nachfolgen-
den Bauleitplanungen haben. 
Ich rege an, falls nicht bereits gesche-
hen, die für den vorliegend relevanten 
Bestandteil Klein Rogahn/Stralen-
dorf/Warsow/Holthusen/Schossin – 
Landkreis Börde des Vorhabens Nr. 5a 
zuständige Vorhabenträgerin 50Hertz 
Transmission GmbH (leitungsaus-
kunft@50hertz.com) in vorliegender An-
gelegenheit noch zu beteiligen. Auf der 
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Internetseite der Vorhabenträgerin 
50Hertz Transmission GmbH sind auch 
Planunterlagen zu dem Vorhaben Nr. 
5a abrufbar, die den derzeitigen Pla-
nungsstand wiedergeben, sich jedoch 
im weiteren Verfahren noch ändern 
können. Ergänzend weise ich darauf 
hin, dass auf den Internetseiten der 
Bundesnetzagentur die vollständigen 
Planunterlagen zu dem nördlichen Be-
standteil des Vorhabens Nr. 5a abrufbar 
sind (www.netzausbau.de/vorha-
ben5a_n). 
Ich bitte Sie, meine Hinweise zu berück-
sichtigen und mich über den Fortgang 
des Verfahrens zu informieren bzw. 
mich im weiteren Verlauf des Verfah-
rens zu beteiligen.  
Für weitere Informationen stehe ich 
Ihnen gerne – auch unter der E-Mail-
Adresse verfahren.drit-
ter.nabeg@bnetza.de – zur Verfügung. 
Bitte verwenden Sie für den Kontakt mit 
mir das oben angegebene Aktenzei-
chen. 
 

mailto:verfahren.dritter.nabeg@bnetza.de
mailto:verfahren.dritter.nabeg@bnetza.de
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Anhang 
 
 
Verkehr / Kreisstraßen: 
Durch die o.g. Planung werden Kreisstraßen des Altmarkkreises Salzwedel berührt. 
Im Zuge der Planung und zur Herstellung des Baurechts ist Folgendes zu beachten: 
 
Für zu errichtenden PV-Anlagen gilt es Folgendes zu beachten: 
 
Gem. § 24 Abs. 1 Nr. 1 Straßengesetz für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) dürfen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstü-
cke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten längs der Kreisstraßen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 Meder, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden. 
Entsprechend den Regelungen in § 24 Abs. 1 Nr. 1 StrG LSA darf vom befestigten Fahrbahnrand der Kreisstraße bis zur Außenkante der Anlage 
ein Mindestabstand von 20 m nicht unterschritten werden. 
Hochbauten sind diejenigen baulichen Anlagen, die sich über den Erdboden erheben. 
Somit gilt die Bauverbotszone gleichwohl für geplante umlaufende Zaunanlagen. 
 
Die Bauverbotsgrenze ist in den Lageplänen zu kennzeichnen. 
 
Entsprechend den Regelungen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 StrG LSA dürfen bauliche Anlagen im Sinne des Gesetzes über die Bauordnung, die über 
Zufahrten außerhalb der Ortslagen an Kreisstraßen verkehrsmäßig angebunden werden sollen, nicht errichtet werden. 
 
Zufahrten im Bauverbotsbereich sind auf ein absolutes Minimum zu beschränken. Sie sind daher in den Bereich bereits bestehender Weganbin-
dungen oder Zufahrten mit ausreichenden Sichtverhältnissen zu legen. 
 
Um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu gewährleisten, ist dafür zu sorgen, dass die Anlagen keine Blendwirkung auf die Kreisstraßen 
haben / entwickeln. Blendgutachten sind erforderlich. 
 
Zur Anbindung an das bestehende Strom-Übertragungsnetz ist im Zuge der Planung und zur Herstellung des Baurechts im Bereich der Kreisstra-
ßen des Altmarkkreises Salzwedel sowie den zugehörigen Nebenanlagen Folgendes zu beachten: 
 
Planung 

1. Fahrbahnquerungen 
Fahrbahnquerungen sind in geschlossener Bauweise im Schutzrohr mit einer Überdeckung von mindestens 1,0 m innerhalb der Ortslagen 
und mindestens 1,5 m außerhalb der Ortslagen vorzunehmen. 
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2. Längsverlegung 
Die Längsverlegung innerhalb der Ortslagen ist im Gehwegbereich bzw. im Grünstreifen zwischen Gehweg und den bebauten Grundstü-
cken vorzunehmen. Der einzuhaltende Mindestabstand beträgt 1,0 m. Eine Unterschreitung des Mindestabstandes bis auf 0,6 m darf nur in 
Ausnahmefällen im Bereich von Engstellen erfolgen. Außerhalb der Ortslage ist die Längsverlegung im Fahrbahnseitenbereich möglichst 
an der äußeren Grundstücksgrenze außerhalb der Bankette im Abstand > 1,5 m vorzunehmen. Die Verlegung erfolgt im Schutzrohr in 
geschlossener Bauweise. Von der Arbeitsgruben zum Fahrbahnrand ist ein Mindestabstand > 1,5 m einzuhalten. Die Leitung ist so auszu-
bilden(Material, Verlegetiefe), dass im Straßengrundstück ab 1,5 m vom Fahrbahnrand Baumpflanzungen vorgenommen werden können. 
 

3. Schutz von Bäumen und Sträuchern  
Hinsichtlich zu schützender Bäume und Sträucher wird auf die RAS-LP 4 verwiesen. Die darin enthaltenen Regelungen sind einzuhalten. Im 
Wurzelbereich von Bäumen und Sträuchern ist geschlossene Bauweise vorzusehen. 
 

4. Querung von Brücken und Durchlässen (Gewässer) 
Im Baubereich befindliche Gewässerquerung sind in einer Tiefe von > 6,00 m unterhalb der Grabensohle mittels gesteuertem Rohrvortrieb 
zu unterqueren. 
Aufgrund des Zustandes der meisten Durchlässe werden diese in absehbarer Zeit erneuert. Bedingt durch Auflagen anderer Behörden 
erfolgt der Ersatzneubau höchstwahrscheinlich in Verbindung mit der Errichtung einer Otterberme, sodass die geforderte Tiefe von > 6,00 m 
unterhalb der Grabensohle zur Gewässerquerung unumgänglich ist, um folglich eine Umverlegung im Zuge eines Ersatzneubaus zu vermei-
den. 
Gewässerquerungen bedürfen der wasserrechtlichen Genehmigung der unteren Wasserbehörde des Altmarkkreises Salzwedel. 
Querungen von Brücken sind zudem separat beim Hoch- und Tiefbauamt SG Tiefbau / Verkehrsplanung zu beantragen. 
 

5. Leitungsbestand 
Die lage- und höhenmäßige Einordnung der Leitung ist unter Beachtung des vorhandenen Leitungsbestandes vorzunehmen. Hierzu sind 
bei den zuständigen Versorgungsträgern Auskünfte einzuholen. Die Tiefe von Freispiegelleitungen ist gegebenenfalls zu ermitteln. 
 

6. Grundstücksgrenzen 
Im Zuge der Planung ist der Verlauf der Grundstücksgrenzen festzustellen. Grenzsteine dürfen nicht entfernt, verändert oder beschädigt 
werden. 
 
Baurecht 
Vor Baubeginn ist das Baurecht im Bereich der Kreisstraße herzustellen. Hierzu bedarf es einer vertraglichen Regelung (§ 23 StrG LSA) 
zwischen dem Eigentümer und Betreiber der Leitung und dem Altmarkkreis Salzwedel über die Nutzung von in Baulast des Altmarkkreises 
Salzwedel stehenden Straßenteilen sowie in Eigentum des Altmarkkreises Salzwedel stehenden Grundstücken. 

  



Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  - 39 - 
 
 

 
 
W:\60_Bauverwaltung\61_Stadtplanung\61.1 Bauleitplanung\61.1.3 B-Pläne_FNP\BLP\Arendsee\PV-Konzept\4_Abwägungsbeschluss\1753-Abwägung TÖB.docx 

Der Antrag auf Straßenbenutzung ist beim Hoch- und Tiefbauamt, SG Tiefbau / Verkehrsplanung, des Altmarkkreises Salzwedel mindes-
tens 6 Wochen vor dem beabsichtigten Baubeginn einzurichten. 
Dem Antrag ist Folgendes beizufügen: 
 
1. Angaben zum Eigentümer / Betreiber der Leitung (Name, Adresse, Telefonnummer) 
2. Baubeschreibung 
3. Lagepläne M 1:500 mit Angaben zu  

• Material der Leitung 
• Stationierung der Längsverlegung und Querung bezogen auf den Straßenkilometer entsprechend der in der Örtlichkeit vorhande-

nen Stationszeichen der Straße 
• Darstellung der vorhandenen Bestandsleitungen (Elektro, Telekommunikation, Wasser, Gas, etc.) 
• Verlegetiefe bezogen auf OK (Gelände bzw. Fahrbahn) 
• Abstände vom befestigten Fahrbahnrand 

 
Die Zeichnungen sind in 3-facher Ausfertigung beizufügen. 
 
Hinweise: 
Baulastträger der Gehwege und Parkflächen innerhalb der Ortslagen ist die Stadt Arendsee. Gestattungsverträge über die Nutzung von 
Gehwegen sind mit der Stadt zu schließen. 
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